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«Wir gewinnen wieder an Identität»
Ihre erste Abstimmung hat es in sich: Regierungsrätin Katrin Alder über Fusionen, Kritik an der Regierung und die Zukunft des Kantons.

Interview: David Scarano

DerAbstimmungskampf zur
Zukunft derGemeindestruk-
turengeht indie entschei-
dendePhase.DieAusser-
rhoderRegierunghatnun
dieStimmbürgerschaft dazu
aufgerufen, sich zu informie-
renundabzustimmen.Das
ist ungewöhnlich.Warum
hat sichdieRegierungdazu
entschieden?
Katrin Alder: Wir stehen vor
einem wichtigen Urnengang.
FürdenKanton ist sie zukunfts-
weisend. Aus diesem Grund
führten wir eine Medienorien-
tierung über die Vorlage durch,
informieren vertieft über die
Website des Kantons und neh-
men auf Einladung an Veran-
staltungen teil.Das obersteZiel
der Regierung ist, dass unsere
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger informiert entscheiden
können.

Landauf landabfindenso
viele Informationsveranstal-
tungenwienie zuvor statt.
Reichendiesenicht?
DieRegierungbegrüsst es, dass
viele Veranstaltungen stattfin-
den und sich so viele Parteien
und Gruppierungen einsetzen
und ihre Verantwortung wahr-
nehmen. Dadurch ergeben sich
intensiveDiskussionenundeine
Auseinandersetzung mit dem
Thema, dies ist positiv. In Er-
gänzung mit den weiteren vor-
handenen Informationen ist
dies ausreichend.

LangeZeit fasstedasThema
Gemeindestruktur inAus-
serrhodennichtFuss.Mit

welcherWahlbeteiligung
rechnetderRegierungsrat?
Die Stimmbeteiligung hängt
stetsdavonab, obzeitgleicheid-
genössische Abstimmungen
vorliegen.Aber aktuell habe ich
den Eindruck, dass die Frage
nach der Zukunft der Gemein-
destrukturen in fast allerMunde
ist.Das ist einpositivesZeichen.
Die Regierung hofft auf eine
hohe Stimmbeteiligung. Eine
tiefe Beteiligungwäre bedauer-
lich. Die Abstimmung soll den
Willen der Bevölkerung maxi-
mal abbilden.

DieAbstimmungsfragen
bietenmehrereMöglichkei-
ten.Esgibt Stimmen,die
sagen, sie seiengar zukom-
pliziert.DaskönnteStimm-
bürgerüberfordern.Be-
fürchtenSie, dassAbstim-
mungszettel leer oder gar
mit doppeltemNeineinge-
legtwerden?
Diezugrunde liegendeVolksini-
tiativemit demGegenvorschlag
und demEventualantrag bringt
es mit sich, dass die Ausgestal-
tung der Fragen der Norm ent-
sprechen muss. Im Edikt wird
das Vorgehen gut erklärt. Auch
derErklärfilm istdabeihilfreich.
Die Regierung traut den Bürge-
rinnen und Bürgern zu, dass sie
den Wahlzettel korrekt ausfül-
len werden. Schliesslich ist das
Frageschema von anderen kan-
tonalen und auch von Bundes-
abstimmungen her bekannt.

DasStimmvolkkannsich für
denGegenvorschlag, also für
3bis 5Gemeinden, ausspre-
chenoder fürdieEventual-
vorlage, diedenWeg für

Fusionenebnenwill.Die
Lager setzenzumTeil auf
markigeAussagen. Sinddie
Gemeindenwirklichderart
überfordert,wiedieBefür-
worterdesGegenvorschlags
sagen?
Klar ist, dass esGemeindengibt,
die in gewissen Bereichen am
Anschlag sind. Das betrifft bei-
spielsweise die Personalrekru-
tierung oder die Erfüllung von
spezialisierten Aufgaben. Auch
die unzähligen Zweckverbände
bestätigendies.Wirmüssenden
Blick indieZukunft richten.Die
Aufgaben, mit denen sich die
Gemeindenkonfrontiert sehen,
werdenzunehmendkomplexer.
Auch die digitale Transforma-
tion solltedringendvorangetrie-
benwerden.Daraufmüssenwir
uns vorbereiten.

Einerder amhäufigsten
vorgebrachtenKritikpunkte
derGegner ist derZwang.
Zwangsfusionen seienunde-
mokratisch.Was sagenSie
dazu?
Es liegt offensichtlich eine
unterschiedlicheDefinitionvon
Zwang vor. Die Gemeindebe-
hörden, Bürgerinnen und Bür-
gerwerden indieAusgestaltung
des Gegenvorschlages invol-
viert. Es wäre Zwang, wenn die
Regierung autonom entschei-
den würde, welche Gemeinden
fusioniert und wie sie organi-
siert sein sollen.Das istnichtder
Fall. Die Regierung ist zwar fe-
derführend, der Mitwirkungs-
prozess ist aber klar partizipativ
undauchdieGemeindeordnun-
genwerdenaufGemeindeebene
verabschiedet. Schliesslich gilt
es noch etwas zu beachten. Die

Gemeindestrukturen werden
seit je vomkantonalenSouverän
gestaltet. Die Stimmberechtig-
ten des Kantons entscheiden,
wie die Gemeinden aufgestellt
sind.Das istmit demGegenvor-
schlag nicht anders. VonZwang
kann also keine Rede sein.

ImAbstimmungskampf sind
auchVorwürfe andieRegie-
rung laut geworden. Sieg-
friedDörig, Präsidentder IG
SelbstbestimmteGemein-
den,wirft ihrGeheimniskrä-
merei vor,weil der Inhalt
etwaderAbstimmungsfrage
langegeheimblieb,wie er
sagt.
Dieser Vorwurf ist nicht nach-
vollziehbar.DasSchemaunddie
Fragen waren bereits Anfang
September bekannt. Die Ab-
stimmungsunterlagen selbst
durften nicht vor den National-
ratswahlen veröffentlicht wer-
den. Auch beim Wording be-
steht kein Spielraum. So sind
auch die Begriffe Gegenvor-
schlag und Eventualvorlage ge-
geben.

Erkritisierte auchdie einsei-
tige Informationspolitikder
Regierung.DerEventualan-
tragwerde jeweils nur am
Randeerwähnt.Was sagen
Siedazu?
Diese Einschätzung teile ich
nicht. Im Edikt oder auf der
Website des Kantons sind die
Informationen zu den beiden
Varianten neutral verfasst. Die
Regierungsräte werden an den
Podien oder Veranstaltungen
in der Regel auch zum Gegen-
vorschlag befragt, weil dieser
aus der Feder der Regierung

stammt. Ich bin der Meinung,
wir als Regierungmüssennicht
verleugnen, wofür wir einste-
hen.

EinGegnerdes 3- bis 5-Ge-
meinden-Vorschlagsbe-
hauptet, dassdieseFusionen
60bis90MillionenFranken
kostenwürden.Leistungsab-
bauundSteuererhöhungen
wärendieFolge. Solche
Zahlendürften fürdiemeis-
tenStimmbürgerneu sein.
Washat esmit ihnenauf
sich?
WoherdieseZahlenstammenist
unklar und nicht nachvollzieh-
bar. Fakt ist, dass der Regie-
rungsrat für die Lesungen im
Kantonsrat Berechnungen ge-
macht hat. Die definitiven Be-
rechnungen können jedoch erst
zum Zeitpunkt der Reformen
gemacht werden, da es auf die
Zusammensetzung der neuen
Gemeinden ankommen wird
sowie auf die Finanzlage zu die-
semZeitpunkt.Esgiltdabei, ver-
schiedene Kriterien zu berück-
sichtigen,nebendemVermögen
einer Gemeinde zum Beispiel
auch die Infrastruktur. Eine sol-
che Bewertung zum jetzigen
Zeitpunktzumachen,wärenicht
seriös.WasvonderRegierung in
Aussicht gestellt wurde: Eswird
Ausgleichszahlungengeben.Die
grossenfinanziellenUnterschie-
de der Gemeinden sollen mit
demGegenvorschlagminimiert
werden.

Stört es Sie, dassdieGegner
desGegenvorschlags es teils
mit denArgumentennicht so
genaunehmenoderÄngste
schüren?

Veränderungen lösen Ängste
aus. Diese gilt es ernst zu neh-
men. Ich bezeichne mich als
Sachpolitikerin. Es ist für mich
wie auch für den Gesamtregie-
rungsratwichtig,denStimmbür-
gerinnen und Stimmbürgern
möglichst viele Fakten auf den
Tisch zu legen. Es gibt Aspekte,
die wir beim jetzigen Stand der
Dinge nicht bis ins letzte Detail
kennen. Wir müssen uns ver-
trauensvoll aufdiesenVerände-
rungsprozess einlassen und ihn
aktiv und koordiniert gestalten.
Wir sind nicht die Ersten, die
dies tun.

Regelmässigwirdauchvor
einemIdentitätsverlust
wegenderFusionenge-
warnt. Sie stammenausdem
Hinterland,womanbeson-
ders stolz aufdie eigene
Identität undTraditionen ist.
DrohtAusserrhodenmitden
Fusionen tatsächlichein
Verlust?
ImGegenteil. Mit der Landsge-
meinde haben wir an Identität
verloren, dieRegionen sind sich
seither nicht näher gekommen.
Mit diesem Projekt würden wir
wieder an Identität gewinnen.
Wir hätten Themen, die uns
AusserrhoderinnenundAusser-
rhoderwieder stärker verbinden
würden. Die Gemeinden wür-
den zudem an Gewicht gewin-
nen. Sie würden sich unterein-
ander und mit dem Kanton auf
Augenhöhenbegegnenkönnen.
Ich bin überzeugt, dass die Fu-
sionen eine Aufbruchsstim-
mung auslösen, die Identität
stärken und die Zusammen-
arbeit unter den Regionen ver-
tiefenwürden.
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